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Sachgebiet 8 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Hellwig, Bohl, Daweke, Fuchtel, Frau Geiger, Günther, 

Dr. Hoffacker, Kittelmann, Lowack, Dr. Pfennig, Freiherr von Schorlemer, 

Dr. Schwerer Frau Verhülsdonk, Wissmann, Dr. Wulff und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Cronenberg (Arnsberg), Heinrich, 
Dr. Thomae, Frau Würfel, Eimer (Fürth), Irmer, Dr. Feldmann, Grünbeck, Neuhausen, 
Timm, Frau Walz und der Fraktion der FDP 


Sozialraum Europäische Gemeinschaft 


Bei der Öffnung der Grenzen im Zuge der Verwirklichung des 
Binnenmarktes 1992 werden die Volkswirtschaften der EG-Mit- 
gliedstaaten stärker zusammenwachsen und auch unmittelbarer 
miteinander in Wettbewerb treten. Der gemeinsame Europäische 
Binnenmarkt mit über 320 Millionen Verbrauchern eröffnet nicht 
nur neue Wachstumschancen, sondern wird zugleich auch einen 
wichtigen Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit schaffen. Die 
zu erwartenden positiven Auswirkungen für alle werden um so 
größer sein, je besser es gelingt, die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung in der Gemeinschaft miteinander zu verbinden. Die 
Bundesrepublik Deutschland sollte deshalb die soziale Dimension 
der Gemeinschaft durch ihr Vorgehen aktiv mitgestalten, damit 
der gemeinsame Binnenmarkt allen Regionen und allen Teilen 
der Bevölkerung zugute kommt. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

A. Vergleich der Arbeitsmarkt- und Lohnstrukturen in den 
EG -Mi tglieds tauten 

1. Wie hoch ist die Zahl der Erwerbstätigen, auf geschlüsselt 
nach abhängig Beschäftigten und Selbständigen (ein- 
schließlich mithelfender Famüienangehöriger) in abso- 
luten Zahlen und im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung 
in den EG -Mitgliedstaaten (Beispiel: Bundesrepubhk 
Deutschland 60 Millionen Bevölkerung, 27,2 Millionen 
Erwerbstätige), und wie hat sich dies in den letzten zehn 
Jahren entwickelt? 

2. Wie hoch ist der Anteil der Beschäftigten, auf geschlüsselt 
nach Männern und Frauen, in den EG-Mitghedstaaten im 
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a) Dienstleistungssektor, 

b) Produzierenden Gewerbe, 

c) Landwirtschaft, Fischerei etc., 

und wie hat sich dies in den letzten zehn Jahren ent- 
wickelt? 

3. Wie hoch ist die Zahl der erwerbstätigen Frauen in den 
EG-Mitgliedstaaten, gegliedert nach Selbständigen sowie 
abhängig Beschäftigten (letztere unterteilt nach Voll-, 
Teilzeit- und Heimarbeitsverhältnissen)? 

Wie hat sich die Teilzeitbeschäftigung entwickelt, und 
welche Hemmnisse stehen in den einzelnen EG-Mitglied- 
staaten ggf. bei Ausweitung einer Teilzeitbeschäftigung 
entgegen? 

In welchem Umfang sind Frauen im öffentlichen Dienst 
vertreten? 

In welchem Umfang (Prozentsatz) sind Führungspositio- 
nen in Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft mit 
Frauen in den EG-Mitgliedstaaten besetzt? 

4. In welchem Alter beginnt in den EG-Mitgliedstaaten 
durchschnittlich der Berufseinstieg, und wann wird in der 
Regel im Durchschnitt die Berufstätigkeit beendet? 

5. Wie hoch ist das durchschnittliche Lohnniveau, getrennt 
nach Männern und Frauen, Arbeitern/ Angestellten sowie 
Beamten, in den EG-Mitgliedstaaten in den letzten zehn 
Jahren im 

a) Dienstleistungssektor, 

b) Produzierenden Gewerbe, 

c) Landwirtschaft etc.? 

6. Wie hat sich das Verhältnis der Beschäftigten im öffent- 
lichen Dienst in den letzten zehn Jahren zu den Beschäf- 
tigten im gesamten Dienstleistungsbereich in allen EG- 
Mitgliedstaaten entwickelt und zwar unter Berücksichti- 
gung und Darstellung der unterschiedlichen Aufgabenfel- 
der des jeweiligen öffentlichen Dienstes in den einzelnen 
E G -Mitglie dstaaten ? 

7. In welchen EG-Mitgliedstaaten bestehen Mindestlohn- 
regelungen? Wie hoch ist die Spannbreite zwischen Mini- 
mumlöhnen und Maximumlöhnen? Kann die Bundesregie- 
rung Aussagen über den Unterschied zwischen den höch- 
sten und niedrigsten Stundenlöhnen/Monatsgehältern für 
die EG-Mitgliedstaaten machen? 

8. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur Erfassung 
der Schwarzarbeit in der EG und zum zwischenstaatlichen 
Vergleich? Welche Maßnahmen sind in den anderen EG- 
Mitgliedstaaten zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und/ 
oder illegalen Beschäftigung ergriffen worden? 
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B. Vergleich der gesetzlichen und tarifvertraglichen 

oder betrieblichen Lohn- und Mitbestimmungsregelungen 
in den EG-Mitgliedstaaten 

1. Wie hoch sind die Unterschiede im durchschnittlichen 
Brutto- und Nettolohnniveau in den EG-Mitghedstaaten, 
gegliedert nach 

a) Dienstleistungssektor, 

b) Produzierendes Gewerbe, 

c) Landwirtschaft etc.? 

2. Wie hoch sind die Lohnnebenkosten in Relation zum 
Arbeitsentgelt in den EG-Mitgliedstaaten? 

Inwieweit sind die Lohnnebenkosten in den EG-Mitghed- 
staaten jeweils durch gesetzliche oder nicht gesetzliche 
(z. B. tarifvertragliche oder betriebliche) Regelungen be- 
dingt, und wie haben sie sich in den vergangenen zehn 
Jahren entwickelt? 

In welchem Umfang werden kleinere, mittlere Betriebe 
oder Großunternehmen durch gesetzliche oder tarifliche/ 
betriebhche Lohnnebenkosten belastet? 

3. Welches sind die Hauptbestandteile der tarifvertraglich 
oder betriebhch geregelten Lohnnebenkosten in den ein- 
zelnen EG-Mitghedstaaten (Urlaubsgeld etc.)? 

4. Welche Unterschiede bestehen zwischen den EG-Mit- 
gliedstaaten hinsichthch der Gleichbehandlung von Män- 
nern und Frauen ün Arbeitsleben (z. B. beim Entgelt, beim 
Berufszugang und bei Beförderung)? 

5. In welchem Umfang sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
verbandlich organisiert? 

Wieviel Arbeitnehmer werden durch tarifvertragliche 
Regelungen in den EG-Mitgliedstaaten erfaßt? 

In welchem Anteil (Prozent) werden in den einzelnen EG- 
Mitghedstaaten Tarifverträge - gegliedert nach Sektoren - 
für allgemeinverbindhch erklärt? Welche Voraussetzun- 
gen müssen für eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
in den anderen EG-Mitgliedstaaten erfüllt werden? Wie- 
viel Arbeitnehmer sind von allgemein verbindhchen Tarif- 
verträgen betroffen, und was sind die hauptsächhchen 
Regelungsmaterien? 

6. Welche gesetzlichen oder tarifvertraghchen Formen inner- 
betriebhcher Beteüigungsrechte von Arbeitnehmern gibt 
es in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten? Wie sind Beteili- 
gungsrechte der Arbeitnehmer auf Unternehmensebene 
geregelt? 

7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit und Mög- 
hchkeit einer Harmonisierung der Beteüigungsrechte der 
Arbeitnehmer im EG-Raum, insbesondere für grenzüber- 
schreitende Untemehmensverflechtungen? Welche EG- 
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Mitgliedstaaten haben ggf. dagegen Bedenken, und was 
sind die Gründe dafür? 

C. Vergleich der Arbeitsschutz- und Arbeitszeitbestimmungen 
in den EG-Mitgliedstaaten 

1. Welche Arbeitsschutzbestünmungen sind bereits harmoni- 
siert? 

2. Welche weiteren Harmonisierungen sind bis 1992 vorge- 
sehen und welche Schwierigkeiten bestehen derzeit? 

3. In welchem Verhältnis steht nach Meinung der Bundes- 
regierung das in den EG-Richtlinien vorgesehene Min- 
destniveau zum deutschen Standard? Sind daraus Wettbe- 
werbsverzerrungen zu Lasten der deutschen Wirtschaft zu 
befürchten? 

4. Welche Höchstarbeitszeitgrenzen bestehen in den EG- 
Mitgliedstaaten? Wie hat sich die tarifvertraglich geregelte 
Arbeitszeit in den letzten zehn Jahren entwickelt? Wie ist 
die Sonn- und Feiertagsarbeit gesetzlich oder tarifvertrag- 
lich geregelt? Welche Ausnahmen sind aus welchen Grün- 
den und in welchen Branchen möglich? Sind die einschlä- 
gigen Regelungen in den letzten Jahren verändert wor- 
den? 

Bestehen besondere Arbeitszeitregelungen für Frauen? 

5. Wie lang ist der gesetzlich geregelte Mindest] ahresurlaub? 

Wie lang ist der übliche Jahresurlaub für die Mehrheit der 
Arbeitnehmer? 

Wie viele gesetzliche Feiertage bestehen darüber hinaus 
in den EG-Mitgliedstaaten? 

6. Welche Unterschiede werden nach 1992 nach folgenden 
Bereichen voraussichtlich bestehen bleiben: 

a) allgemeiner Arbeitsschutz (Gesundheit, Hygiene, 
Sicherheit, Kinderarbeit etc.), 

b) Arbeitszeitregelungen (tägliche bzw. wöchentliche 
Höchstarbeitsdauer, Feiertags- und Sonntagsarbeit, Ur- 
laub etc.), 

c) frauenspezifische Arbeitsschutzvorschriften (z. B. Ar- 
beitsverbot wegen Mutterschutz, Nachtarbeit), 

d) Arbeitsplatzsicherheit (Kündigungsschutz, Lohnfort- 
zahlung im Krankheitsfall, Mutterschutz etc.), 

e) Freizügigkeit? 

Sind diese Unterschiede nach Meinung der Bundesregie- 
rung tragbar oder besteht weiterer Harmonisierungsbe- 
darf? 

D. Vergleich der Arbeitslosigkeit in den EG-Mitgliedstaaten 

1. Wie hat sich die Arbeitslosenzahl in den EG-Mitgliedstaa- 
ten unter Berücksichtigung der Unterschiede bei der 
Arbeitslosenstatistik (z. B. Nichterfassung bzw. teilweise 
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Nichterfassung von Frauen, Nichterfassung von Arbeits- 
losen ohne Bezüge, unterschiedliche Berechtigung zur 
Meldung bei Jugendlichen etc.) entwickelt, gegliedert 
nach 

a) Männern und Frauen, 

b) Jugendlichen unter 20/25 Jahren, 

c) älteren Arbeitslosen, 

d) Schwerbehinderten, 

e) bei besonderen Personengruppen (z.B. Unqualifizierte, 
Facharbeiter, Akademiker)? 

Welches sind die Gründe für die Entwicklung der Arbeits- 
losigkeit? 

2. Sind die nationalen Arbeitsmarktstatistiken miteinander 
vergleichbar? Wenn nein, in welchen Punkten unterschei- 
den sie sich gravierend? Welches sind die Gründe für die 
Abweichung der EG-Beschäftigungsstatistik von der deut- 
schen Arbeitsmarktstatistik? 

3. Welche Maßnahmen haben die EG-Mitgliedstaaten zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ergriffen, gegliedert 
nach 

a) Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen, 

b) Abbau beschäftigungshemmender Reglementierung 
und flexiblerer Arbeitszeitgestaltung, 

c) aktive Arbeitsmarktpolitik, z.B. durch Qualifizierungs- 
maßnahmen, ABM, 

d) Existenzgründungsförderung, 

e) Frühverrentungsprogramme? 

4. Wie wird die soziale Absicherung der Arbeitslosen in 
den EG-Mitgliedstaaten gewährleistet (durchschnittliche 
Dauer und Höhe des Arbeitslosengeldes, der Sozialhilfe 
bzw. vergleichbarer Leistungen)? 

5. Wie werden Lohnersatzleistungen an Arbeitslose in den 

EG-Mitgliedstaaten finanziert (Versicherungsbeiträge/ 
Haushaltsmittel), und wie hoch sind ggf. die durchschnitt- 
lichen Beiträge, und von wem werden sie getragen? Wer- 
den Zeiten der Arbeitslosigkeit - mit oder ohne Lohn- 
ersatzleistungen - bei der Alterssicherung berücksichtigt 
und ggf. in welchem Umfang? ^ 

6. Ist im Vergleich der EG-Mitgliedstaaten die Arbeitslosig- 
keit älterer Arbeitnehmer höher oder geringer als im Ver- 
gleich zur Bundesrepublik Deutschland? Worin liegen 
nach Meinung der Bundesregierung die Ursachen für 
diese Abweichung? 

7. Wie hoch ist im Vergleich der EG-Mitgliedstaaten die 
Arbeitslosigkeit von Frauen? Auf welche beruflichen Be- 
reiche konzentrieren sich die Berufsvorstellungen von 
Frauen und in welchen Bereichen erwartet die Bundes- 
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regierung Beschäftigungsgewinne durch den Binnen- 
markt? Welche Maßnahmen werden in den EG-Mitglied- 
staaten unternommen, um Frauen nach der Kindererzie- 
hungsphase wieder ins Berufsleben einzugliedern? 

8. Bestehen neben der staatlichen Arbeitslosenverwaltung/ 
-Vermittlung private Vermittlungsdienste? Wenn ja, in 
welchem Umfang und für welche Personengruppen wer- 
den sie tätig? 

9. Welche Maßnahmen werden zur beruflichen Integration 
Behinderter in den EG-Mitgliedstaaten getroffen? 

10. Welche Auswirkungen hat die Tarif politik für die Arbeits- 
losigkeit und die Beschäftigung in der Gemeinschaft 
gehabt (z. B. Sockellohnpolitik)? Welchen Beitrag können 
die Tarifpartner zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit lei- 
sten? 

E. Vergleich der Bildungssysteme in den EG-Mitgliedstaaten 

1. Wie groß ist der Anteil der Schulabgänger (mit Schulab- 
schluß) an der gleichaltrigen Bevölkerungs gruppe, diffe- 
renziert nach einzelnen Bildungsstufen, im Vergleich der 
EG-Mitgliedstaaten? 

2. Wie groß ist im Vergleich mit den EG-Mitgliedstaaten die 
Zahl der Erwerbstätigen, aufgeschlüsselt nach Alter und 
Geschlecht, und wie sieht die Verteilung entsprechend 
ihrer schulischen und beruflichen Qualifikation aus? 

3. Gibt es in den anderen EG-Mitgliedstaaten eine solche 
Vielfalt an Schulformen wie in der Bundesrepublik 
Deutschland, und wie wird die vertikale Duchlässigkeit 
zwischen den einzelnen Schulformen sichergestellt? 

4. Gibt es in den anderen EG-Mitgliedstaaten mit der Ausbil- 
dungsförderung in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
gleichbare Maßnahmen im 

a) schulischen Bereich, 

b) Hochschulbereich? 

5. Wie hoch ist das Durchschnittsalter der Hochschulabsol- 
venten in den EG-Mitgliedstaaten? Lassen sich diese 
Werte miteinander vergleichen? 

In welchen Fachrichtungen gibt es arbeitslose Hochschul- 
absolventen in größerer Zahl, so daß mit einer verstärkten 
Binnenwanderung zu rechnen ist? Welche Bereiche wer- 
den davon möglicherweise besonders betroffen werden? 
Durch welche Maßnahmen kann die Richtlinie betreffend 
die Anerkennung der Diplome die Berufschancen verbes- 
sern? 

6. Wie hoch ist der Anteil der Akademiker im öffenthchen 
bzw. privaten Sektor in den EG-Mitgliedstaaten? 

7. Gibt es ein mit der deutschen dualen Lehrlingsausbildung 
vergleichbares Ausbildungssystem in den anderen EG- 
Mitgliedstaaten? 
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8. Welche Maßnahmen hat die Gemeinschaft ergriffen bzw. 
beabsichtigt sie zu ergreifen, um 

a) Alphabetisierungsprogramme, 

b) Benachteiligtenprogramme für Un- und Angelernte, 

c) Nachqualifizierungen für Arbeitnehmer ohne Berufs- 
ausbildung 

in die Wege zu leiten? 

F. Vergleich der Familienförderung in den EG-Mitgliedstaaten 

1. Welche familienpolitischen Leistungen (Direktleistung 
und steuerliche Vergünstigungen) werden in den EG-Mit- 
gliedstaaten gewährt? 

2. Wie werden diese Leistungen finanziert und welche Höhe 
machen sie aus im Vergleich zum jeweiügen nationalen 
Haushalt? 

3. Gibt es mit dem Erziehungsgeld und dem Erziehungs- 
urlaub vergleichbare Regelungen in anderen EG-Mit- 
gliedstaaten? Wie hoch sind die Kosten? 

4. Gibt es eine Anerkennung von Erziehungszeiten der 
Alterssicherung, und wenn ja, in welcher Ausgestaltung? 
Wie werden diese finanziert? Wie hoch sind die Kosten 
vergleichbarer Maßnahmen in anderen EG-Mitglied- 
staaten? 

G. Vergleich der Alters- und Invaliditätssicherung in den 
EG-Mitgliedstaaten 

1. Wie sind die Alterssicherungssysteme in den EG-Mitgüed- 
staaten gegliedert (z. B. als Einheits Versorgung, berufs- 
ständisch)? 

2. Wie werden die Alterssicherungssysteme in den EG-Mit- 
gliedstaaten überwiegend finanziert? Wie hoch sind bei 
beitragsfinanzierten Alterssicherungssystemen die Bei- 
träge und wer hat sie in welchem LFmfang zu tragen? 

3. Wie hoch ist das Nettorentenniveau im Vergleich zur 
Nettolohn- und Gehaltssumme in den EG-Mitgliedstaa-^ 
ten? 

4. Was sind die gesetzlichen Altersgrenzen (gegliedert nach 
Männern, Frauen sowie besonderen Personengruppen)? 
Wie hat sich das durchschnittliche Renteneintrittsalter in 
den vergangenen zehn Jahren entwickelt? Gibt es Ab- 
schläge bei vorzeitiger Inanspruchnahme von Altersren- 
ten? Bestehen Teilrentenprogramme? Welche Kosten sind 
durch ein Sinken des Rentenzugangsalters in den EG- 
Mitgliedstaaten entstanden? 

5. Welche Maßnahmen werden im Hinblick auf die schlech- 
ter werdende demographische Entwicklung in den EG- 
Mitgliedstaaten ins Auge gefaßt (z, B. Anhebung der 
Altersgrenze, Absenkung des Rentenniveaus, höhere Bei- 
träge etc.)? 
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6. Wie ist die Invaliditätssicherung bei Krankheit und Ar- 
beitsunfall in den EG-Mitgliedstaaten ausgestaltet? Wie 
wirkt sich dies bei Wanderarbeitnehmem aus? 

7, Wie ist die Hinterbliebenenversorgung geregelt? Beste- 
hen Anrechnungsmodalitäten beim Zusammentreffen von 
eigenen und abgeleiteten Rentenansprüchen? Gibt es eine 
„eigenständige Sicherung" der Frau? 

8. Welche Bedeutung und welchen Umfang haben Systeme 
der betrieblichen Altersversorgung oder andere Zusatz- 
versorgungssysteme bei der Alterssicherung? 

9, In welchem Umfang hat sich die private Eigenvorsorge 
(z. B. durch Lebensversicherung) in den letzten zehn Jah- 
ren entwickelt? Gibt es Bestrebungen in einzelnen EG- 
Mitgliedstaaten, die Bedeutung der Eigenvorsorge zu stär- 
ken? 

H. Vergleich der Krankenversicherung in den 
EG-Mitgliedstaaten 

1. Wo liegen die Unterschiede in den Krankenversicherungs- 
systemen in den EG-Mitgliedstaaten? 

2. Wie werden die Krankenversicherungssysteme finanziert? 
Wer hat bei beitragsfinanzierten Systemen die Beiträge 
und in welcher Höhe zu zahlen? 

3. Zu welchem Prozentsatz werden krankheitsbedingte 
Kosten in den EG-Mitgliedstaaten vom Staat bzw. öffent- 
lichen Finanzierungssystemen (z. B. Krankenkassen) über- 
nommen und wieweit sind sie individuell zu tragen? In 
welchem Umfang findet eine private Absicherung statt? 

4. Wie hoch sind die öffentlichen Gesamtausgaben (geglie- 
dert nach Krankenhauskosten, ambulanter Versorgung, 
Arzneimittelkosten) für das Gesundheitswesen gemessen 
am Bruttosozialprodukt in den einzelnen EG-Mitglied- 
staaten? 

5. Wie hoch ist die Zahl der Beschäftigten im Gesundheits- 
wesen in den EG-Mitgliedstaaten und auf welche Gesund- 
heitsberufe verteilen sie sich im einzelnen? 

Für welche Gesundheitsberufe existieren bereits Richt- 
linien zur gegenseitigen Anerkennung von Ausbüdungen? 
In welchen Berufen ist dies noch erforderlich? In welchen 
Bereichen kann es eine sogenannte Inländer-Diskriminie- 
rung geben? 

6. Inwieweit gibt es spezifische Kassenzulassungssysteme, 
insbesondere für Ärzte und Zahnärzte? Gibt es dabei Zu- 
lassungsbeschränkungen und wie sind diese nach EG- 
Recht zu beurteilen? Bestehen objektive Zulassungsbe- 
schränkungen bei anderen Gesundheitsberufen (z. B. Apo- 
thekern)? 
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7. Wie hoch ist der Prozentsatz der Ärzte, Krankenschwe- 
stern und Krankenhausbetten gemessen an der Gesamtbe- 
völkerung in den EG-Mitgliedstaaten? 

8. Wie hoch sind im Vergleich der EG-Mitgliedstaaten die 
Krankenversicherungsbeiträge am Einkommen? 

9. Beim Vergleich der Ausgabendynamik der letzten zehn 
Jahre: Welche EG-Mitgliedstaaten haben eine besonders 
überdurchschnittliche und welche eine unterdurchschnitt- 
hche Entwicklung zu verzeichnen? Welches sind die 
Gründe dafür? 

10. Gibt es gravierende Abweichungen einzelner EG-Mit- 
gliedstaaten beim Vergleich der durchschnittlichen, 
krankheitsbedingten Ausfälle am Arbeitsplatz? Worauf ist 
dies ggf. zurückzuführen? 

11. In welchem Umfang tragen private Krankenverfeiche- 
rungsunternehmen zur Absicherung im Krankheitsfall bei? 

12. Welche Überlegungen verfolgt die Bundesregierung im 
Zusammenhang mit den Bestrebungen der EG -Kommis- 
sion zur Vereinheitlichung der Arzneimittelzulassung im 
Hinblick auf den gemeinsamen Europäischen Binnen- 
markt? Welche Auswirkungen kann dies auf das Gesund- 
heitswesen in der Bundesrepublik Deutschland haben? 

1. Schlußfolgerungen 

1. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
den zuvor ermittelten Fakten hinsichtlich der wirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung in der Gemeinschaft, und 
welche Interdependenzen sind ihrer Ansicht nach zwi- 
schen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ge- 
geben? 

2. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, um 
schwächeren EG-Mitgliedstaaten den Aufholprozeß - 
auch bei Sozialleistungen und sozialen Standards - zu 
erleichtern, ohne daß dadurch zusätzliche Belastungen auf 
die Bundesrepublik Deutschland zukommen? 

3. Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung von 
der Realisierung des gemeinsamen Europäischen Binnen- 
marktes auf die Beschäftigung, insbesondere auch von 
Frauen? 

4. Sieht die Bundesregierung derzeit oder in absehbarer 
Zukunft die Notwendigkeit für eine Harmonisierung der 
großen sozialen Sicherungssysteme (Arbeitslosen-, Ren- 
ten- und Krankenversicherung)? 

5. Wie beurteüt die Bundesregierung die Wettbewerbschan- 
cen unseres Wirtschafts- und Sozialleistungssystems in 
seiner Gesamtheit im zukünftigen offenen EG -Binnen- 
markt und worin sieht sie die größten Herausforderungen? 
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6. Inwieweit können und sollen nach Meinung der Bundes- 
regierung die Tarifpartner zur Erhaltung der Wettbe- 
werbs- und Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
und damit des sozialen Sicherungssystems beitragen? 


Bonn, den 10. März 1989 


Frau Dr. Hellwig 

Maaß 

Bohl 

Magin 

Daweke 

Marschewski 

Fuchtel 

Müller (Wadern) 

Frau Geiger 

Müller (Wesseling) 

Günther 

Frau Pack 

Dr. Hoffacker 

Regenspurger 

Kittelmann 

Ruf 

Lowack 

Sauer (Stuttgart) 

Dr. Pfennig 

Scharrenbroich 

Freiherr von Schorlemer 

Schartz (Trier) 

Dr. Schwörer 

von Schmude 

Frau Verhülsdonk 

Schwarz 

Wissmann 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Wulff 

Dr. Stercken 

Dr. Biedenkopf 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Blank 

Graf von Waldburg-Zeil 

Börnsen (Bönstrup) 

Weiß (Kaiserslautem) 

Breuer 

Wilz 

Carstensen (Nordstrand) 

Zierer 

Fischer (Hamburg) 

Zink 

Funk (Gutenzell) 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 

Ganz (St. Wendel) 


Haungs 

Cronenberg (Arnsberg) 

Herkenrath 

Heinrich 

Graf Huyn 

Dr. Thomae 

Jäger 

Frau Würfel 

Dr. Jobst 

Eimer (Fürth) 

Dr. Kappes 

Inner 

Krey 

Dr. Feldmann 

Kroll-Schlüter 

Grünbeck 

Dr. Kronenberg 

Neuhausen 

Dr. Lammert 

Tinun 

Frau Limbach 

Frau Walz 

Lintner 

Mischnick und Fraktion 

Louven 
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